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2. AVG § 7 gültig ab 01.08.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 58/2018
3. AVG § 7 gültig von 01.01.2008 bis 31.07.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 5/2008
4. AVG § 7 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.2007

1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGG § 28 heute
2. VwGG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017
3. VwGG § 28 gültig von 01.01.2017 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017
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5. VwGG § 28 gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008
6. VwGG § 28 gültig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 89/2004
7. VwGG § 28 gültig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990
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8. VwGG § 28 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

1. VwGG § 34 heute
2. VwGG § 34 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 2/2021
3. VwGG § 34 gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013
4. VwGG § 34 gültig von 01.03.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013
5. VwGG § 34 gültig von 01.07.2008 bis 28.02.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008
6. VwGG § 34 gültig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 89/2004
7. VwGG § 34 gültig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 88/1997
8. VwGG § 34 gültig von 05.01.1985 bis 31.08.1997

Beachte

Miterledigung (miterledigt bzw zur gemeinsamen Entscheidung verbunden):
Ra 2026/18/0173
Ra 2026/18/0174
Ra 2026/18/0175
Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Mag. Nedwed, die Hofrätin
Dr. Kronegger und den Hofrat Mag. Werner als Richterin und Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin
Hahn, LL.M., über die Revision 1. des M D, 2. der N D, 3. des B D und 4. des E D, alle vertreten durch die Weh
Rechtsanwalt GmbH - Dr. Wilfried Ludwig Weh, Mag. Andrea Grabic, Rechtsanwälte in Bregenz, gegen das
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 13. November 2025, 1. I413 2316561-1/10E,
2. I413 2316562-1/8E, 3. I413 2316558-1/23E und 4. I413 2316560-1/8E, betreffend
Asylangelegenheiten(belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und
Asyl), den Beschluss gefasst:

Spruch

Die Revision wird zurückgewiesen.

Begründung

1
Der Erstrevisionswerber und die mit diesem verheiratete Zweitrevisionswerberin sind die Eltern der
minderjährigen dritt- bis viertrevisionswerbenden Parteien, allesamt Staatsangehörige der Türkei und
Angehörige der Volksgruppe der Kurden. Sie stellten am 16. September 2023 Anträge auf internationalen
Schutz, die der Erstrevisionswerber und die Zweitrevisionswerberin im Wesentlichen damit begründeten, als
Kurden in der Türkei diskriminiert zu werden und ihren Kindern eine bessere Zukunft bieten zu wollen.
2
Mit Bescheiden vom 16. Juni 2025 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl die Anträge der
revisionswerbenden Parteien zur Gänze ab, erteilte ihnen keine Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005,
erließ gegen sie Rückkehrentscheidungen, stellte fest, dass ihre Abschiebung in die Türkei zulässig sei,
und legte jeweils eine Frist für die freiwillige Ausreise von 14 Tagen ab Rechtskraft der
Rückkehrentscheidungen fest.Mit Bescheiden vom 16. Juni 2025 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und
Asyl die Anträge der revisionswerbenden Parteien zur Gänze ab, erteilte ihnen keine Aufenthaltstitel gemäß
Paragraph 57, AsylG 2005, erließ gegen sie Rückkehrentscheidungen, stellte fest, dass ihre Abschiebung in
die Türkei zulässig sei, und legte jeweils eine Frist für die freiwillige Ausreise von 14 Tagen ab Rechtskraft der
Rückkehrentscheidungen fest.
3
Die dagegen von den revisionswerbenden Parteien erhobenen Beschwerden wies das
Bundesverwaltungsgericht (BVwG) mit dem angefochtenen Erkenntnis nach Durchführung einer mündlichen
Verhandlung als unbegründet ab. Die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG erklärte das BVwG für nicht
zulässig.Die dagegen von den revisionswerbenden Parteien erhobenen Beschwerden wies das
Bundesverwaltungsgericht (BVwG) mit dem angefochtenen Erkenntnis nach Durchführung einer mündlichen
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Verhandlung als unbegründet ab. Die Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG erklärte das BVwG für nicht
zulässig.
4
Zur Begründung der Nichtzuerkennung des Status der Asylberechtigten hielt das BVwG fest, es könne keine
asylrelevante Verfolgung bzw. Bedrohung aufgrund der Volksgruppenzugehörigkeit der revisionswerbenden
Parteien festgestellt werden. Zur Nichtzuerkennung von subsidiärem Schutz führte das BVwG aus, es könne
nicht festgestellt werden, dass die revisionswerbenden Parteien im Fall der Rückkehr in den Herkunftsstaat
mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit der Gefahr einer Verletzung ihrer durch Art. 2 und 3 EMRK geschützten
Rechte ausgesetzt seien. Die Rückkehrentscheidungen begründete das BVwG mit dem Überwiegen der
öffentlichen Interessen an einer Beendigung des Aufenthaltes der revisionswerbenden Parteien gegenüber
ihren privaten Interessen an einem Verbleib.Zur Begründung der Nichtzuerkennung des Status der
Asylberechtigten hielt das BVwG fest, es könne keine asylrelevante Verfolgung bzw. Bedrohung aufgrund der
Volksgruppenzugehörigkeit der revisionswerbenden Parteien festgestellt werden. Zur Nichtzuerkennung von
subsidiärem Schutz führte das BVwG aus, es könne nicht festgestellt werden, dass die revisionswerbenden
Parteien im Fall der Rückkehr in den Herkunftsstaat mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit der Gefahr einer
Verletzung ihrer durch Artikel 2, und 3 EMRK geschützten Rechte ausgesetzt seien. Die
Rückkehrentscheidungen begründete das BVwG mit dem Überwiegen der öffentlichen Interessen an einer
Beendigung des Aufenthaltes der revisionswerbenden Parteien gegenüber ihren privaten Interessen an einem
Verbleib.
5
Gegen dieses Erkenntnis erhoben die revisionswerbenden Parteien zunächst Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof, der deren Behandlung mit Beschluss vom 2. März 2026, E 4212-4215/2025-7,
ablehnte und sie dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung abtrat.
6
In der Folge wurde die vorliegende außerordentliche Revision eingebracht.
7
Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie
von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung
fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht
einheitlich beantwortet wird.Nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der
grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
8
Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Art. 133
Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen.Nach
Paragraph 34, Absatz eins, VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss
zurückzuweisen.
9
Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht
gebunden. Die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der
Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu
überprüfen.Nach Paragraph 34, Absatz eins a, VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der
Zulässigkeit der Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes
gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG nicht gebunden. Die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision
gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision
vorgebrachten Gründe (Paragraph 28, Absatz 3, VwGG) zu überprüfen.



10
Da der Verwaltungsgerichtshof gemäß § 34 Abs. 1a zweiter Satz VwGG die Zulässigkeit einer
außerordentlichen Revision im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG nur im Rahmen der dafür in der Revision gemäß
§ 28 Abs. 3 VwGG gesondert vorgebrachten Gründe zu überprüfen hat, ist er weder verpflichtet, solche
anhand der übrigen Revisionsausführungen gleichsam zu suchen, noch berechtigt, von Amts wegen erkannte
Gründe, die zur Zulässigkeit der Revision hätten führen können, aufzugreifen. Dementsprechend erfolgt nach
der Rechtsprechung die Beurteilung der Zulässigkeit der Revision durch den Verwaltungsgerichtshof
ausschließlich anhand des Vorbringens in der Zulässigkeitsbegründung. In der gesonderten
Zulässigkeitsbegründung ist konkret darzulegen, in welchen Punkten die angefochtene Entscheidung von
welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der
Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. Dabei muss die Revision auch
konkret auf die vorliegende Rechtssache bezogen aufzeigen, warum das rechtliche Schicksal der Revision
von der Lösung dieser Rechtsfrage abhängt (vgl. VwGH 18.2.2026, Ra 2025/18/0272 bis 0274, mwN).Da der
Verwaltungsgerichtshof gemäß Paragraph 34, Absatz eins a, zweiter Satz VwGG die Zulässigkeit einer
außerordentlichen Revision im Sinn des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nur im Rahmen der dafür in der Revision
gemäß Paragraph 28, Absatz 3, VwGG gesondert vorgebrachten Gründe zu überprüfen hat, ist er weder
verpflichtet, solche anhand der übrigen Revisionsausführungen gleichsam zu suchen, noch berechtigt, von
Amts wegen erkannte Gründe, die zur Zulässigkeit der Revision hätten führen können, aufzugreifen.
Dementsprechend erfolgt nach der Rechtsprechung die Beurteilung der Zulässigkeit der Revision durch den
Verwaltungsgerichtshof ausschließlich anhand des Vorbringens in der Zulässigkeitsbegründung. In der
gesonderten Zulässigkeitsbegründung ist konkret darzulegen, in welchen Punkten die angefochtene
Entscheidung von welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche
Rechtsfrage der Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. Dabei muss die
Revision auch konkret auf die vorliegende Rechtssache bezogen aufzeigen, warum das rechtliche Schicksal
der Revision von der Lösung dieser Rechtsfrage abhängt vergleiche , VwGH 18.2.2026, Ra 2025/18/0272
bis 0274, mwN).
11
Diesen Anforderungen wird die Revision nicht gerecht. Sie beschränkt sich auf die Behauptung, es
widerspreche „der ständigen Judikatur, jemanden in sein Fluchtland zurückzuschicken, der“ - wie der
Drittrevisionswerber - „dort krank geworden oder traumatisiert worden“ sei. Dabei entfernt sich die Revision
begründungslos vom festgestellten Sachverhalt, wonach ein malignes Lymphom des Drittrevisionswerbers in
Istanbul lege artis entfernt worden sei, er danach in der Türkei engmaschige Nachuntersuchungen hatte und
nunmehr als geheilt gelte. Empfohlene Kontrolltermine könnten auch in der Türkei wahrgenommen werden.
Die Revision zeigt daher nicht auf, dass das BVwG unter Zugrundelegung dieser Feststellungen von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abgewichen wäre.
12
Soweit die Revision die Befangenheit des Richters behauptet, ist darauf hinzuweisen, dass jeder Vorwurf
einer Befangenheit konkrete Umstände aufzuzeigen hat, welche die Objektivität des Entscheidungsträgers in
Frage stellen oder zumindest den Anschein erwecken können, dass eine parteiische Entscheidung möglich
ist. Nur eindeutige Hinweise, dass ein Entscheidungsträger seine vorgefasste Meinung nicht nach Maßgabe
der Verfahrensergebnisse zu ändern bereit ist, können seine Unbefangenheit in Zweifel ziehen
(vgl. VwGH 11.3.2021, Ra 2021/18/0059, mwN).Soweit die Revision die Befangenheit des Richters behauptet,
ist darauf hinzuweisen, dass jeder Vorwurf einer Befangenheit konkrete Umstände aufzuzeigen hat, welche
die Objektivität des Entscheidungsträgers in Frage stellen oder zumindest den Anschein erwecken können,
dass eine parteiische Entscheidung möglich ist. Nur eindeutige Hinweise, dass ein Entscheidungsträger seine
vorgefasste Meinung nicht nach Maßgabe der Verfahrensergebnisse zu ändern bereit ist, können seine
Unbefangenheit in Zweifel ziehen vergleiche , VwGH 11.3.2021, Ra 2021/18/0059, mwN).
13
Die Revisionswerber zeigen mit ihrem nicht näher präzisierten Vorbringen, die Befangenheit des Richters
ergebe sich aus seinem Umgang mit den Revisionswerbern und ihrem Vertreter, der „Abkanzelung“ des
klinischen Psychologen und der Verbreitung von der Wissenschaft widersprechenden Thesen, nicht
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hinreichend auf, dass dies hier der Fall gewesen wäre.
14
In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG
grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren
zurückzuweisen.In der Revision werden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Artikel 133,
Absatz 4, B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war daher gemäß Paragraph 34, Absatz
eins, VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen.
Wien, am 8. September 2026
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